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Die offizielle Gründung der Wagenknecht-Partei brachte wenig Neues. Floskeln wie eine
„verantwortungsvolle Politik, die Wohlstand, sozialen Ausgleich und Frieden fördert“ und, bei Erfolg
eine „bessere Regierung“ zu sein, sind schon seit dem 23. Oktober bekannt – der Tag an dem das
Programm veröffentlicht wurde.

In unserer Sondernummer zur Krise der Linkspartei haben wir das Programm einer ausführlicheren
Kritik unterzogen. Die Mischung aus „vernünftiger Wirtschaftspolitik“, die das Wunder verspricht,
Lohnabhängigen wie Unternehmer:innen zu nutzen, soll nicht nur Wohlstand bringen, sondern auch
Deutschland vor der angeblich drohenden Deindustrialisierung retten. Ansonsten will man Frieden,
mehr Demokratie und Wohlstand – allerdings könne das nicht funktionieren, wenn „zu viele“ in
Deutschland leben, also müsse die Migration strikt begrenzt werden.

Links ist an der populistischen Mischung nichts. Und auf der Pressekonferenz zur Parteigründung
erklärte Wagenknecht für alle, die es nicht ohnedies schon wussten, dass DIE LINKE eh nur noch für
„skurrile Minderheiten“ stünde, so dass der Begriff links für ihre Partei fortan nicht verwendet
würde. Man kann nur hoffen, dass sie dieses Versprechen hält.

Team Sahra

Statt also inhaltlich in die Tiefe zu gehen, wurden bei der Gründung Vorstand und
Spitzenkandidat:innen zur Europawahl, die von 44 handverlesenen Mitgliedern gewählt wurden,
präsentiert. Im sechsköpfigen Vorstand, der am 23. Oktober noch erweitert wurde, befinden sich
zum einen vier ehemalige Funktionär:innen der Linkspartei, zum anderen zwei Mitglieder aus dem
unternehmerischen Lager (Ralph Suikat, Shervin Haghsheno). Allein das macht schon die
Ausrichtung der Partei deutlich: nicht auf die Arbeiter:innenklasse, sondern auf den „innovativen“
unternehmerischen Mittelstand zu setzen, diese Speerspitze des „Volkes“. Und dass, obwohl
Wagenknecht während ihrer Linksparteizeit nie müde wurde zu kritisieren, dass man das Interesse
„der kleinen Leute“ aus den Augen verloren hätte.

Spitzenkandidaten für die Europawahlen wurden Fabio De Masi, ehemaliger Abgeordneter und
langjähriger Wagenknecht-Vertrauter, und Thomas Geisel, ehemaliger SPD-Oberbürgermeister von
Düsseldorf und überzeugter Anhänger von Gerhard Schröder und Hartz IV. In seinem
Austrittsschreiben aus der SPD fordert er die „Ablösung“ des „individuellen Grundrechts auf Asyl“,
weil das einen „Freifahrtschein“ für ungezügelte Migration bedeuten würde. Die SPD und die
Ampel-Koalition würden sich dieser angeblichen Realität verweigern, während die BSW Deutschland
retten und endlich wieder „Leistungsgerechtigkeit“ herstellen würde, statt Menschen vor allem
aufgrund von Geschlecht, Herkunft, Hautfarbe und sexueller Orientierung zu fördern! Die
Schilderungen – nicht nur des Spitzenkandidaten – erlauben einen Blick in den politischen Abgrund,
für den BSW steht.

Festung BSW

Das eigentliche Parteiprogramm soll bis 2025 nachgereicht werden, ausgearbeitet von einer
„Expert:innenkommission“. Diese bestimmt der Vorstand, der innere „Kern“ der Bewegung und im
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Zweifel der Kern des Kerns, Sahra Wagenknecht. Natürlich wollen die Initiator:innen auch eine
Partei aufbauen. Damit sich „Wirrköpfe“, „Trittbrettfahrer:innen“ oder Menschen, die noch immer
meinen, die Partei Wagenknecht wäre links, fortschrittlich oder gar antikapitalistisch, erst gar nicht
in den Laden „verirren“, soll die zukünftige Mitgliedschaft sorgfältig ausgewählt und überprüft
werden.

Wer sich gestern noch über die „Verengung des Meinungskorridors“ in der Linkspartei beschwerte,
will nun erst gar keinen zulassen. Natürlich nur, um die Vernunft der Partei zu wahren.

„Wir wollen langsam und kontrolliert wachsen, um das Projekt nicht zu gefährden“, heißt es auf der
Homepage und auch die veröffentlichen Statuten zeigen: Mehr Demokratie und Meinungsfreiheit
mag zwar gefordert werden, für die eigene Struktur gilt das aber nicht unbedingt. Dabei besteht das
Problem nicht darin, dass wie in „§ 7 Rechte und Pflichten der Mitglieder“ Mitglieder dazu
verpflichtet sind, „sich an der politischen und organisatorischen Arbeit der Partei zu beteiligen“,
oder es einen Überprüfungszeitraum von einem Jahr gibt für Leute, die eintreten wollen (§ 4
Aufnahme der Mitglieder). Die Probleme sind vielmehr die mangelnden demokratischen Rechte der
handverlesenen Mitglieder, die es ins BSW geschafft haben, den Parteivorstand zu kontrollieren.
Dieser muss weder Rechenschaftsberichte vorlegen noch seine Entscheidungen großartig
begründen – während die Landes- und Kreisverbände dies gegenüber dem Vorstand tun müssen. Der
Parteitag muss alle 2 Jahre zusammenkommen und ist das höchste Gremium (§ 10 Parteitag) – die
Möglichkeit, einen Notparteitag einzuberufen, falls man mit der Arbeit des Vorstands nicht
zufrieden ist, wird natürlich nicht eingeräumt.

Diese Einbahnstraße der Demokratie wird auch bei der Aufnahme von Mitgliedern ersichtlich. Im
Überprüfungszeitraum von einem Jahr, bis man die Vollmitgliedschaft bekommt, kann jedes BSW-
Mitglied Einspruch erheben und der Vorstand der Gliederung – oder Parteivorstand
höchstpersönlich – überprüft das dann. Da die Ablehnung eines Mitgliedsantrags keiner Begründung
bedarf, ist so auf jeden Fall sichergestellt, dass niemand mit „falscher“ Gesinnung eintritt. Statt also
ein inhaltliches Programm zur Basis der Entscheidung zu machen, muss man wissen, wie man den
Vorständen gefällt. Im Klartext: Die BSW will keine Wiederholung des Aufstehen-Projektes, das lt.
Wagenknecht und De Masi an zu viel Offenheit zugrunde gegangen wäre, weil es zu viele „nicht-
konstruktive“ Mitglieder gegeben hätte, die dort ihr eigenes Süppchen gekocht hätten. Daher soll es
kontrollierte Aufnahmen geben – und die Sicherung der Vorstandsposition ist nun auch
gewährleistet.

Und „Was tun“?

Bis zum 27. Januar werden  450 Menschen hinsichtlich ihrer Eignung als Mitglied überprüft. Dabei
wird wahrscheinlich auch so manche/r aus der Linkspartei auf der Strecke bleiben, die/der sich
eigentlich der neuen Partei anschließen wollte. Dazu gehören die Mitglieder und Anhänger:innen
des „Was Tun“-Netzwerkes. Diese linken Mitglieder der Linkspartei erhofften sich letztes Jahr, dass
mit der Wagenknecht-Partei eine Formation entstehen würde, in der sie für „eine antimilitaristische,
antiimperialistische und an den gemeinsamen Interessen der Arbeiterklasse orientierten Politik“
kämpfen könnten.

Eine Hoffnung, die schnell begraben werden kann. Unter den ersten 450 dürften sich jedenfalls nur
wenige aus dem „Was Tun“-Netzwerk befinden. Denn auch wenn das politische Verständnis dieser
Strömung stark vom stalinistischen Reformismus geprägt ist, so unterscheidet es sich von
Wagenknecht. Auf ihrer letzten bundesweiten Konferenz im Dezember 2023 wurde die BSW zwar
einerseits gefeiert, andererseits machte sich auch Skepsis breit. Jede Erwähnung des Wortes
Sozialismus fehle und die Position zur Migration hätte einen „falschen Zungenschlag“ (was selbst
schon eine extreme Beschönigung der sozialchauvinistischen, ja oft direkt rassistischen
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Forderungen und Äußerungen der BSW darstellt).

Dass solche Kritiker:innen nicht gerne in der neuen Partei gesehen werden, dämmerte auch einigen
Kongressteilnehmer:innen, die sich in ihrer Verzweiflung sogar für einen Verbleib in der LINKEN
aussprachen, weil man diese eher „übernehmen“ könne, falls das neue Projekt auch scheitere.

Gescheitert sind schon jetzt alle, immer schon illusorischen Hoffnungen auf eine „linke“ BSW. Dass
Wagenknecht und Co. für ihr Projekt keine „Spinner:innen“ mit „unkonstruktiven Beiträgen“ und
abschreckenden Forderungen brauchen, dass dort keine Debatten über Programm, Inhalt und Ziel
der Partei gewünscht sind, sollte nicht weiter verwundern. Es entspricht einem Projekt, an dessen
bürgerlichem, populistischen Charakter Wagenknecht nie einen Zweifel gelassen hatte.


